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Änderung des Ausübungsrechts beim bestehenden Erbbaurecht:
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Festlegung beschränkter Ausübungsbereich bei der Erstellung eines Erbbaurechts:

Der Grundstückseigentümer bestellt dem Erbbauberechtigten ein Erbbaurecht an dem vorgenannten Grundstück (nachfolgend auch „Erbbaugrundstück“), mithin das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Oberfläche des Grundstücks ein Bauwerk zu haben.

Die tatsächliche Ausübung des Erbbaurechts wird beschränkt auf die im anliegenden Lageplan (Anlage 1), auf den verwiesen wird und der nach Vorlage zur Durchsicht genehmigt wurde, rot eingezeichnete Teilfläche auf dem Erbbaugrundstück.

Das Erbbaurecht erstreckt sich auch auf die nicht bebauten Teile des Erbbaugrundstücks innerhalb des festgelegten Ausübungsbereichs, wobei das Bauwerk wirtschaftlich die Hauptsache bleibt/bleiben muss. Der Erbbauberechtigte ist befugt, die unbebaute Fläche wie folgt zu nutzen: [......]. Die Festlegung der Einzelheiten bezüglich der Nutzung obliegt, unter Beachtung des vorstehend vorgegebenen Nutzungsrahmens, dem Erbbauberechtigten nach billigem Ermessen.
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Änderung des Ausübungsbereichs beim bestehenden Erbbaurecht

Niederschrift nach §§ 8 ff. BeurkG

[Urkundseingang]

Die Erschienenen lassen beurkunden folgende

Inhaltsänderung eines Erbbaurechts (Erweiterung des Ausübungsbereichs)
§ 1 Sach- und Grundbuchstand

(1) Im Grundstücksgrundbuch ist Herr/Frau A (nachfolgend auch „Grundstückseigentümer“ genannt) als Eigentümer folgenden Grundbesitzes eingetragen: 

[.....]

(2) Der Grundbesitz ist nach den Eintragungen in Abt. II und III des Grundbuchs wie folgt belastet:

[.....]

(3) Im Erbbaugrundbuch ist Herr/Frau B (nachfolgend auch „Erbbauberechtigter“ genannt) als Eigentümer folgenden Erbbaurechts eingetragen:

[.....]

(4) Das Erbbaurecht ist nach den Eintragungen in Abt. II und III des Erbbaugrundbuchs wie folgt belastet:

[.....]
(5) Der Notar hat das Grundbuch und das Erbbaugrundbuch heute eingesehen.

(6) Die Beteiligten nehmen Bezug auf den Erbbaurechtsbestellungsvertrag (nachfolgend auch „Bezugsurkunde“ genannt) vom [.....] (Urkunde des Notars [.....] mit Amtssitz in [.....], UR-Nr. [.....]). Im Rahmen der Bestellung des Erbbaurechts wurde in § 2 der Bezugsurkunde folgende Beschränkung des Ausübungsbereichs zum Inhalt des Erbbaurechts vereinbart: [Darstellung der ursprünglichen Festlegung des Ausübungsbereichs]

Das Erbbaurecht wurde mit diesem Inhalt in die oben genannten Grundbücher eingetragen.

§ 2 Schuldrechtliche Vereinbarung über die Inhaltsänderung

(1) Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigter vereinbaren hiermit, dass der ursprünglich in der Bezugsurkunde als Inhalt des Erbbaurechts festgelegte Ausübungsbereich des Erbbaurechts wie folgt geändert (erweitert) wird:

Abweichend von § 2 der Bezugsurkunde wird die tatsächliche Ausübung des Erbbaurechts beschränkt auf die im anliegenden Lageplan (Anlage 1), auf den verwiesen wird und der nach Vorlage zur Durchsicht genehmigt wurde, rot eingezeichnete Teilfläche auf dem Erbbaugrundstück.

Das Erbbaurecht erstreckt sich auch auf die nicht bebauten Teile des Erbbaugrundstücks innerhalb des festgelegten Ausübungsbereichs, wobei das Bauwerk wirtschaftlich die Hauptsache bleibt/bleiben muss. Der Erbbauberechtigte ist befugt, die unbebaute Fläche wie folgt zu nutzen: [......]. Die Festlegung der Einzelheiten bezüglich der Nutzung obliegt, unter Beachtung des vorstehend vorgegebenen Nutzungsrahmens, dem Erbbauberechtigten nach billigem Ermessen.

(2) Auf die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs auf Inhaltsänderung wird nach Belehrung über die Möglichkeit verzichtet.

§ 3 Dingliche Einigung über die Inhaltsänderung, Grundbucherklärungen

(1) Der Erbbauberechtigte und der Grundstückseigentümer sind sich darüber einig, dass der Inhalt des bestehenden Erbbaurechts entsprechend § 2 Abs. 1 dieser Niederschrift und in dem dort genannten Umfang geändert wird.

(2) Der Erbbauberechtigte und der Grundstückseigentümer bewilligen und beantragen hiermit, die Änderung des Inhalts des Erbbaurechts im Erbbaugrundbuch
 und im Grundstücksgrundbuch einzutragen.

§ 4 Schlussbestimmungen

(1) Die Kosten dieser Urkunde und ihres Vollzugs trägt der Erbbauberechtigte. Der Erbbauberechtigte übernimmt auch etwaige den Drittberechtigten durch die Erteilung von Zustimmungserklärungen entstehenden Kosten. 

(2) Die Beteiligten bevollmächtigen den Notar (sowie seinen Vertreter im Amt) alle zum Vollzug dieses Vertrages erforderlichen Genehmigungen und Zustimmungserklärungen Drittberechtigter (auf Kosten des Erbbauberechtigten) einzuholen und für sie entgegenzunehmen.

(3) Der Notar hat insbesondere über Folgendes belehrt:

- dass zur wirksamen Erweiterung des Ausübungsbereichs des Erbbaurechts die Zustimmung der im Grundstücksgrundbuch eingetragenen Drittberechtigten erforderlich ist.

- [.....]

(4) Zu erteilen sind folgende Abschriften: [.....]

(5) [Verfahrensrechtliche Vollzugsvollmacht an Notar]

Vom Notar vorgelesen, von den Erschienenen genehmigt und von diesen und dem Notar eigenhändig unterschrieben.
Das notarielle Antragsrecht gemäß § 378 FamFG – unentdeckte Möglichkeiten im gesellschaftsrechtlichen Notariat?

S. 272

Beschränkende Antragstellung nach § 378 Abs. 2 FamFG
…es wird beantragt, die Anmeldung bezüglich Teil 2 erst nach Wirksamwerden des Vorgangs….nach ausdrücklicher Freigabe durch das Notariat zu vollziehen… . 
� Die Eintragung im Erbbaugrundbuch ist konstitutiv.





